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1. Antragstext 

B.1.1.2 (neu) Erhöhung der Steuerbefreiungsobergrenze 

Der Regierungsrat wird beauftragt, dem Kantonsrat bis Ende Legislatur eine Vorlage zur Erhö-
hung der Steuerbefreiungsobergrenze (Gesetz über Staats- und Gemeindesteuern § 44) zu un-
terbreiten. 

2. Begründung 

Im Kanton Solothurn ist die Steuerbefreiungsobergrenze im Vergleich der Kantone sehr tief. 
Dies führt dazu, dass Menschen mit tieferen Einkommen massiv mehr Steuern bezahlen als in 
über 20 weiteren Kantonen. Im Kantonsranking gemäss Gesamtindex der Einkommensbelastung 
(Steuerbelastungsmonitor 2012) liegt der Kanton Solothurn an letzter Stelle. Weiter kann fest-
gestellt werden, je höher das individuelle Einkommen ist, desto besser schneidet der Kanton So-
lothurn im Kantonsvergleich ab. Geht man hingegen von einem Bruttoeinkommen von z.B. 
Fr. 20'000 (alleinstehend) oder z.B. Fr. 40‘000 (verheiratet, 2 Kinder) aus, so ist die Steuerbelas-
tung im Kanton Solothurn unverhältnismässig hoch. Während der Alleinstehende mit diesem 
Einkommen in andern Kantonen keine oder nur geringe Steuern bezahlt, zahlt er im Kanton So-
lothurn soviel Steuern wie in keinem andern Kanton. Die Familie mit dem Bruttoeinkommen 
von Fr. 40'000 zahlt in 8 Kantonen keine Steuern und wird in den übrigen nur mit sehr wenig 
Steuern belastet, der Kanton Solothurn liegt punkto Steuerbelastung auf einem der letzten 
Plätze. 

Der Kanton Solothurn soll sich daher bezüglich der Steuerbefreiungsobergrenze am kantonalen 
Mittelfeld orientieren. 

Mit einer Erhöhung der Steuerbefreiungsobergrenze kann zudem die Absurdität eliminiert 
werden, dass EL-Bezügerinnen und -Bezüger, die infolge Änderung des Systemwechsels (EL-
Krankenkassenbeiträge werden seit 1.1.2013 beim Steuerabzug für Versicherungen angerech-
net) mit gleichbleibendem Einkommen teils massiv mehr Steuern bezahlen müssen. 

3. Stellungnahme des Regierungsrates 

Die Steuerbelastung im Kanton Solothurn ist tatsächlich überdurchschnittlich hoch. Das trifft 
nicht nur auf Personen mit tiefen Einkommen zu, sondern auch für jene mit höheren und hohen 
Einkommen. Daran ändert nichts, dass der Kanton Solothurn bei den höheren Einkommen nicht 
auf den hintersten Rängen der Steuerbelastung steht. Eine Anhebung der Steuerfreigrenze im 
Einkommenssteuertarif würde Personen mit tiefen Einkommen zweifellos steuerlich entlasten. 
Allerdings ist es mit der blossen Erhöhung der Freigrenze im Tarif nicht getan. Denn oberhalb 
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der Freigrenze muss der Tarif wieder mit einer harmonischen Progression verlaufen, ansonsten 
die Gefahr besteht, dass zusätzliches Einkommen vollständig wegbesteuert wird. Eine gangbare 
Lösung könnte darin bestehen, sämtliche Tarifstufen um den gleichen Betrag nach oben zu ver-
schieben. Das in der Begründung genannte Ziel würde mit der Anhebung der Tarifstufen um je 
5‘000 Franken im Grundtarif (Alleinstehende) ungefähr erreicht, was beim geltenden Teilsplit-
ting (Verheiratete) einer Erhöhung um Fr. 9‘500.— entspricht. Aufgrund von Simulationsrech-
nungen hätte diese Tarifgestaltung Steuerausfälle von knapp 80 Mio. Franken (einfache Staats-
steuer) jährlich zur Folge. Die Gesamtheit der Einwohnergemeinden müsste dementsprechend 
mit Einnahmenausfällen von etwa 95 Mio. Franken rechnen. Derart massive Steuerausfälle wi-
dersprechen klar dem strategischen Ziel, das Gleichgewicht des Finanzhaushaltes wieder herzu-
stellen und stehen angesichts der aktuellen finanziellen Lage des Kantons zurzeit ausser Diskus-
sion, auch nicht, wenn sie erst 2017 oder 2018 in Kraft treten. Denkbar wäre zwar auch eine Ta-
rifgestaltung, welche die untersten Einkommen gleich entlastet, aber weniger Steuerausfälle 
verursacht. Das ist allerdings nur möglich, wenn insbesondere die mittelständischen Personen 
die Ausfälle mit höheren Steuern kompensieren und folglich diese an das Ende der Steuerbelas-
tungsrangliste durchgereicht werden. 

Was den Abzug von verbilligten Prämien der Krankenversicherung betrifft, können diese steuer-
lich nur soweit abgezogen werden, als die versicherte Person sie tatsächlich selbst bezahlt. Im 
Einzelnen verweisen wir auf unsere Antwort zur Kleinen Anfrage der Fraktion SP: Unmut bei EL-
Bezügerinnen und –Bezügern – Auswirkungen bei Betroffenen über Systemwechsel (K 199 / 
2013). 

4. Antrag des Regierungsrates 

Nichterheblicherklärung. 
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